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1)    
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2)   
 

- Beklagte - i 

'Prozessbevollmächtigte zu 1 und 2: 
 

 

h~t das Landgericht Ravensburg - 6. Zivilkammer - durch den Richter Kahl als Einzelrichter auf­

grundder mundliehe Verhandlung vom 14.10.20.19 für Recht erkannt: 
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1. 

2. 

3. 

4 .. 

Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Klägerin 8.053,14 
I • 

EUR nebst Z~nsen hieraus in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen . 

Basiszinssat~ ~eit 08.03.2019 zu bezahlen. . . · 
I , 

i i 

Die Beklagtdn werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Klägerin außerge·-

richtliche. Re~htsanwaltskosten in Höhe ~on netto 119,60 EUR nebst Zinsen hier~ 
aus in Höh, von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 

08.03.2019 zu bezahlen. 

me Beklagte~ tragen die Kosten des ~echtsstrei.ts als Gesamtschuldner. 

. I 

Das Urteil isf vorläufig vollstreckbar gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % 

des jeweils u vollstreckenden Betrages. · · 

Tatbestand 

Die Klägerin begehlit von den Beklagten die Zahlung von Schadensersatz aufgrund eines Ver• . 

kehrsunfalls. 

I 

Am  um a. Uhr befuhrder Zeuge mit der Sattelzugmaschine ~ervor-

steuerabzugsberech, igten Klägerin mit dem amtlichen Kennzeichen  ·die Straße 
I 

 aus Richtung   kommend in Richtung  Vor dem Zeugen  
. I 

fuhr der Bekl,gte zu 1 mit einem Traktor der ~arke  mit dem amtlichen Kennzei-

chen , dr bei der Beklagten zu 2 haftpflichtversichert ist, ~it geringerer Geschwindig­

. keit. An der Kreuzu1g  kolli~ierte der zum Uberholvorgang auf der Ge­

genfahrspur befindllhe ·Zeuge.  mit dem einen Abbiegevorgang nach links. in Richtung 

.  durchfüh~enden Beklagten zu 1 .• w.obei d.ie Einze. lheiten des Unfallhergangs zwis.chen 

den Parteien streitig sind. Ein Einordnen des Beklagten zu 1 zur Mitte der Fahrspur vor dem Ab-
. ' 

' ' ' 

biegevergang war a fgrund der Breite der Fahrbahn nicht möglich. · 

Der WiederbeschaJ ngsaulwand für das klägerische Fahrzeug, an dem durch den Unfall ein To­

talschaden eintrat, etrug 21.596,64 EUR. Durch ein zur Ermittlung des unfallbedingt entstande­

nen Schadens am Iägerischen Fahrzeug eingeholtes Sachverständigengutachten sind der Klä­

gerin. Kosten von n tto 2.530,00 EUR entstanden. Für die Abmeldung des klägerischen Fahr­

zeugs entstanden der Klägerin Kosten in Höhe von 7,80 EUR. 
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Mit Anwaltsschreibenf vom 08.11.2017 forderte die Klägerin die Beklagte zu 2 unter Zugrundele­

gung einer Haftung d~r Beklagten zu ·1 00 Prozent zur Zahlung eines Betrags von 24.156,64 EUR 

auf. Mit Schreiben vbm 13.12.2017 .und. 24.10.2018 zahlte die Beklagte zu 2 unter Zugrundele-

gUng ~ine~ Haftung der Bekiagten"z~ zwei Dritte~~ einen Betrag für dEin w_;ed~rbeschaffu~gs~uf­
wand m Hohe von 14J397,76 EUR, emen Betrag fur entstandene Sachverstand1genkosten m Hohe . I . . . 
von 1 :.686,67 EUR, el"ne~ Bet.~ag für eine Unkostenpausc~al~ in Hqhe vo.n 16,67. EU.~, e.i.nen Be­

trag fur Abmeldekos en m Hohe von 5,20 EUR und dam1t Insgesamt eme Betrag m Hohe von 
. . 

16.106,30 EUR. Zudem zahlte die Beklagte zu 2 vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe ei-

nes Betrags von 924;~0 EUR und von 16,00 EUR. Eine weitergehende Zahlung erfolgte nicht. 

. Die Klägerin behaup+. der Zeuge  habe sich auf der linken Fahrspur befunden, um den 

. Beklagten zu 1 zu ürrholen, als der Beklagte zu 1 ohne vorherige Betätigung de$ linken Fahrt­

richtungsanzeigers, . eduzierung der Geschwindigkeit und doppelte Rückschau, nach links nach 

 abgeboge sei, wodurch das klägerische Fahrzeug mit diesem kollidiert sei. Der Zeu­

. ge  habe di Kollision nicht vermeiden können. 

Die Klägerin meint, i r stehe ein Anspruch gegen die Beklagten auf Zahlung der Differenz zwi­

schen dem Betrag on 24.159.44 EUR, der sich aus dem Wiederbeschaffungsaufwand, den 
. . 

Sachverständiganke ten,· den Abmeldekosten sowie einer Unkostenpauschale in Höhe von 25,00 

EUR zusammense e, und dem von der. Beklagten zu 2 gezahlten Betrag von 16.106,30 EUR 

und damit auf Zahlu g eines·Betrags von 8.053,14 EUR zu. Sie habe zudem einen Anspruch auf 

Zahlung der Diffe.re z der· entstandenen vorgerichtlichen Anwaltskosten in Höhe von 1.060,40 
. . . 

EUR netto und der v n der Beklagten zu 2 gezahlten Beträge in Höhe von 924,80 EUR und 16,00 

EUR und damit au-f ~ahlung eines Betrags in Höhe von 119,60 EUR netto. Die Beklagten ~afteten 
zu· 100 Prozent. Der. Beklagte zu .1 habe gegen seine doppelte Rückschaupflicht und gegen die 

. . 

diesem obliegende e höhte Sorgfaltspflicht gern. § 9 StVO verstoßen. Hieifür spreche. bereits der 

Beweis des ersten nscheins. Die Betriebsgefahr des klägerischen Fahrzeugs trete gegenüber 

Die Klägerin beant agt: 

1. Die Beklagen werden als Gesamtschuldner verurteilt,-an die Klägerin 8.053,14 EUR 

nebst Zinsen ieraus in Höhe von-fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

seit Rechtshä gigkeit zu bezahlen. 

2. Die Beklagt n werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Klägerin außergerichtliche 

Rechtsanwalt gebühren in Höhe von netto.119,60 EUR nebstZinsen hieraus in Höhe von 
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fünf Prozentpinkten über _dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu bezah-

len. 1 · 
I . 
' . I 

Die Beklagten beantragen: 

I 

Die Klage wird abgewiesen. 
I 

Die Beklagten behau ten, der Beklagte zu 1 habe den Fahrtrichtungsanzeiger etwa 200 Meter vor 

dem Abbiegevorgan zumindest dergestalt betätigt, dass dieser einmal aufgeleuchtet habe. Dies 

habe der Zeuge  vor Ei'reiche·n der Kreuzung bemerkt. Der Beklagte zu 1 habe vor dem 

Abbiegevorgang die Geschwindigkeit seines Fahrzeugs reduziert. Er habe nach einem ersten 

Schulterblick etwa 2r Meter vor der Kreuzung im Abbiegevorgang nochmal nach links geschaut. 

Es habe sich im Bereich der Unfallstelle um eine unübersichtliche Linkskurve gehandelt. . 

Die Beklagten mein~n, es habe eine für den Zeugen  unklare Verkehrslage gern.§ 5 

Abs. 3 Nr. 1 StVO vlrgelegen, sodass dieser nicht habe überholen dürfen, sondern das Passie­

ren der Kreuzung habe abwarten müssen. Diese folge daraus, dass der Beklagte zu 1 vor dem 
I . . , 

Abbiegevorgang sein1e Geschwindigkeit reduziert und den linken Fahrtrichtungsanzeiger betätigt 

habe, dass beide Fahrzeug besonders breit gewesen seien und daher ein Überholvorgang bei ei-
. I . 

ner Straßenbreite von lediglich 6 Metern nur mit geringem Abstand möglich gewesen sei und 

dass es sich insbes~ndere auch bei be~tehender Dun~el~eit um eine unübersichtliche Linkskurve 

· gehandelt habe. Eins Haftung der Beklagten über den der Regulierung zugrunde gelegten Anteil 

von zwei Dritteln hinJus k~mme nicht in Betracht. . . 

D~s Gericht hat Be~eis erhoben durch Vernehmung der Zeugen  und  sowie 

durch_Einholung eine' mündlichen Sachverständigengutachtens des Sachverständigen  

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachvortrags und des· Ergebnisses der Beweisaufnahme 

wird auf die zwische den Parteien gewechselten Schriftsßtze nebst Anlagen und auf die Proto­

. kolle vom 14.06.2019 und vom 14.10.2019. Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

A. 

Die zulässige Klage i t begründet. 
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I. 

Die Klage ist im Antra zu 1 begründet. 

1. 

Der Kläger hat einen .nspruch gegen den Beklagten zu_1 auf Zahlung von 8.053,14 EUR gern. 

§ 7 Abs. 1 StVG. 

a. 

Di_e VöraussetzurigeJ des § 7' Abs. 1 ~tV~ liegen vor. Bei der Fahrt des ~raktors und damit bei 

dessen Betrieb wurd unstreitig mit dem Fahrzeug der Klägerin eine Sache beschädigt. · 

Der Anspruch ist nie t ausgeschlossen gern. § 17 Abs. 3 StVG. Der Unfall war. weder für den . 

·Zeugen .  no h für den Beklag~en zu .1 ein. unabwendbares Ereignis. Die Beklagten be­

haupten .. schon nicht,· dass für den Beklagten zu 1 ein solches vorgelegen habe. Auch nach dem 

klägerischen Vortrag, WOllaCh die Kollision für den Ze~gen  unvermeidbar gewesen sei, 
. . . 

liegt kein unabwendb res Ereignis vor. Ein ldealfahrer, auf den es für die vorliegende Betrachtung 

· ankommt, hätte· una hängig von den zwischen den Parteien streitigen Umstände vo~ d~m Pas­

sieren einer Kreuzu g insbesondere gegenüber einem langsamer fahrenden Fahrzeug schon 

keinen Überholvorga g begonnen, da dieser immer damit rechnet, dass ein Verkehrsteilnehmer· . . . . . . 

ggf. kurzfristig und a eh entgegen den Vorschriften der .Straßenverkehrsordnung einen Abbiege-· 
. . 

vergang einleitet. De ldeälfahrer hätte sich daher bereits nicht in die Situation gebracht, in der 

sich der Zeuge  befand (vgl. zum Maßstab BGH NJW 1992, 1684 ). 

b. 

Da vorliegend der Sc aden durch mehrere Kraftfahrzeuge verursacht wurde, wobei der Sch~den 

einem der beteiligten Fahrze!Jghalter, der Klägerin, entstanden ist, hängt die Schadensersatzver­

pflichtung sowie der mfang des -zu leistenden Ersatzes gern .. § 17 Abs. 1, 2 StVG von den Um-
' ' 

ständen, insbesonde e davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem · 

anderen Teil verursa ht-worden ist. Bei der Abwägung der Verursachungs- und Vefschuldensan­

leile der Fahrer der b teiligten Fahrzeuge sind dabei unter Berücksichtigung der von beiden Fahr­

zeugen ,ausgehende Betriebsgefahren nur unstreitige oder zugestanclene und bewiesene Um­

stände zu berücksich igen. Im Rahmen derAbwägung muss jede Seite die Umstände beweisen, 

die zu ~ngunstender Gegenseite-berü-cksichtigt werden sollen (vgl. etwa.OLG München BeckRS 

_2914, 04991). 

I 
' ' 
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I aa. · · , 

. Dtlr Beklagte zu 1 h~t gegen § 9 Abs. 1 StVO verstoßen. D.inach muss; wer abbiegenwill, dies 

rechtzeitig und deutlich ankündigen; dabei sind die Fahrtrichtungsanzeiger zu· benutzen (§ 9 Abs. 
I . . - -

1 S. 1 StVO). Vor dfrt:J Einordnen und nochmals vor dem Abbiegen ist auf den nachfol·gendeh · 

Verkehr zu achten; vpr dem Abbiegen ist es dann nicht nötig, wenn eine Gefährdung des nachfol-

- genden Verkehrs au~Feschlossen ist (§ 9 Abs. 1 S. 4· StVO). . 

Hiergegen hat der sbklag,te zu 1 verstoßen. Hierfür spricht bereits der Beweis des ersten An-

~ 
.. . 

scheins. Denn kom t.es wie vorliegend bereits nach derri unstreitigen Vortrag im unmittelbaren 

. räumlichen ~nd zeit hen Zusam~e~hang mit dem Linksabbiegen zu einer Kollisio~ mit ~inem · 

Fahrzeug, welches lihks überholt, so spricht der Beweis des ersten Anscheins für die Verletzung 

der Pflic. htEm des Lin11 sabbiegers au. s § 9 Abs. 1 ~tVO un~ insbe. sondere für einen Verstoß gegen 

die doppelte Rücksc suptlicht (vgl. OLG Hamburg, Urt. v. 20.3.2012-15 U 15/12, BeckRS 2012, 

1 0020; KG, NZV 2006, 309; KG, NZV 2005, 413; OLG Naumburg, NJW-RR 2009, 7 44; OLG J~na 

_ NJW-RR2017, 605). 

Die Beklag~en . habe den g~gen ·den .Beklagten zu 1 sprechenden Anscheinsbeweis nicht er­

schüttert oder ausge äumt. Der Anscheinsbeweis kann nur durch von den Beklagten darzulegen~ 

de und zu beweisen e Tatsache ausgeräumt werden, welche die ernsthafte Möglichkeit ein~s an-
- . 

. deren Geschehensa Iaufs als den nach der allgemeinen Erfahrung typischen· ergeben können 

(BGH, BeckRS 1969130398412). Derartige, zur ~iderlegung des Anscheins.beweises dienende 

Tatsachen, aus dentn sich zwingend ergibt, dass sich der Beklagte zu 1 bei dem Abbiegevor­

-gang so· sorgfältig verhalten hat, wie es geboten war, haben die Beklagten berei~s nicht vorgetra~ 

gen· . 

. Bereits aus dem eig nen Vortrag· der Beklagten ergibt sich nicht, dass der B~klagte zu 1 den Ab­

biegevorgang mittels Fahrtrichtungsanzeiger entsprechend § 9 Abs. 1 S. 1 StVO angekündigt hat. 

Dieser trägt vor, er abe den Blinker gesetzt, wisse jedoch nicht, ob dieser drin geblieben oder 
. . 

wieder herausgegan en sei und nur einmal aufgeleuchtet habe. Nach § 9 Abs. 1 StVO bedarf es 

. der Betätigung des F hrtrichtungsanzeigers solange, wie der Abbiegevorgang noch andauert (vgl. 

Sender, in: München r Kommentar zum StVR, 1. Ai.Jfl.-2016, StVO § 9 -Rdn. 1 0). Dies behaupten 

die Beklagten selbst 

Auch ergibt sich aus ef!l eigenen Vortrag der Beklagten nicht, dass.der Beklagte zu 1 der Pflicht 

zur zweiten Rücksc u nachgekommen ist. Diese hat unmittelbar vor dem Abbiegen zu erfolgen 

und 'ist naturgemäß ur sinnhaft, wenn der Abbiegevorgang im Falle des Erbliekans eines überho-

.I 

-I 

I 

. i 
I 
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! 
I • 

Ienden Fahrzeugs nbch abgebrochen werden kann. Nach dem Vortrag des Beklagten zu 1 

schaute dieser .lni +berfahren· nach links und damü-~erade nicht vor, sonderil während des 

Abbiegevorgangs. I 
I 
I . 

Die Pflicht zur zweit,n Rückschau· entfiel auch nicht gern. § 9 Abs.1 S 4, 2. HS StVO,weil eine 

Gefährdung des. nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen war. Dies ist nur der Fall, wenn ein 

Linksüberholen · tech~isch unmöglich ist oder wenn dies besonde~s grob .verkehrswidrig wäre und 
• I . 

deshalb auch bei größter Sorgfalt nicht voraussahbar ist, oder bei Gewissheit, da~s der nachfal-l . . 
gende Verkehr das N:>biegen nach links erkannt hat. All dies ist vorliegend nicht der Fall. Es han­

: 
• I . , 

delte sich um einen ~nfall im normalen Straßenverkehr, bei dem eine Gefä_hrdun~ nachfolgenden 

Verkehrs ,schon in Ajbetracht der Geräuschlosigkeit von Fahrzeugen und ihrer. Geschwindigkeit 

per se nicht ausgesc~lossen werden kann (vgl. auch OLG Jena, NJW-HR 2017, 605). 

bb. 

· Den Zeugen  triffi kein Verursachungsbeitrag. Insbesondere hat dieser nicht geg~n § 5 . . . 

A~s. 3 Nr. 1. StVÖ vertoßen, w. onach das Operholen bei ~nklarer Verkehrslage unzulä~.sig. ist. Ei-

_ne unklare Verkehrsllge ist gegeben •. wenn nach ällen Umständen mit gefahrlosem ·Uberholen 

nicht gerechnet werdrn darf (OLG Koblsnz, NZV 2005, 413; OLG Saarbrücken,.VRS 106, 171). 

Dies ist etwa der Fallj wenn sich nicht beurteilen .lässt: was der Vorausfahrende jetzt sogleich tun 

wird (vgl. OLG Koblerz, NZV 2005, 413). Dies ist etwa dann der Fall, wenn bei einem vorausfah­

renden oder. stehen1en Fahrzeug der linke Fahrtrichtungsanzeiger betätigt wird . und dies der 

.nachfolgende Verkehrsteilnehmer erkennen konnte und dem überholenden Fahrzeugführer noch 

ein angemessenes ~eagieren - ohne GefahrenbremsunQ - möglich war (KG, VerkMitt 1990, 91; 

1995, 38). Dagegen . iegt eine unklare Verkehrslage nicht schon dann vor, wenn das vorausfah­

rende Fahrzeug ledi lieh verlangsamt (KG, Urt. v. 12.7.2010 - 12 U 177/09, BeckRS 2010; 

· 22692): Die Verkehr Iage ist nicht unklar, wenn lediglich eine abstrakte Gefahr vorliegt (Bender, 

in: MüKoStVR, 1. Aufl 2016, StVO § 5 Rdn. 28). 

Daran gemessen feh t keine unklare Ve.rkehrslage . 

. Der Umstand, dass eide Fahrzeug gemessen am PKW als am häufigsten auf der Straße vor­

kommendem Fahrze g sehr breit sind und daher ein Überholvorgan~ auf der Straße im vorliegen­

den Fall n~r niit verg eichs~eise geringem Abstand möglich gewesen sein mag, kann eine unkla­

re Verkehrslage nich begründen. Dem Umstand, dass die Fahrzeuge der Parteien für das Befah-

. ren der Straße_ im vor iegenden Fall grundsätzlich zugelassen sind, liegt die Vorstellung zugrunde, 

dass solche Fahrze ge einander, schon in Gestalt des Gegenverkehrs, passieren können müs-
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sen. Dann kann jedocr allein ein geringer Abstand zwischen den sich nebeneinander befindlichen 

· Fahrzeugen nicht zu ~inem Verstoß gegen die Straßenverkehrsordnung führen. 
I . . . 

Die Behauptung, das~ es sich insbesondere auch bei bestehender Dunkelheit im Bereich der Un-' . 

. fallstelle um ein~ un~bersichtliche Linkskurve gehandelt habe, haben die Beklagten nicht bewie-

sen. Vielmehr ist die I erfolgte B~weisaufnahme insoweit negativ ergiebig. Der Sachverständige 

 führt aus, die Sicrt sei zwar durch eine Kuppe am Ende des Waldes beschränkt gewesen, 

es. habe jedoch eine fichtweite von 300 Metern .~estanden, was auch unter Berücksichtigung ei- . 

nes Gegenverkehrs 1usgerei.cht habe, um den. Uberholvorgang abzuschließen. Auch bei langsa­

mem Rücklenken auf die rechte Fahrspur habe der Zeuge  der am Anstoßpunkt das . 

Fahrzeug des Beklagrn zu 1 schon rast passiert gehabt habe, lediglich eine WegstreCke von et­

wa 1 00 Metern benöti'gt, um normal nach rechts zurückkehren zu können. Die Ausführungen des 

Sachv.erständigen ·  sind in sich schlüssig und nachvollziehbar, wenn dieser seine Ausführun- · 

gen: aus den ihm zuriVerfügung stehenden Sate;litenbildern in Zusammenschau mit denzur Ver­

fügung stehenden ufhtbildern aus dem Fahrzeug des Beklagten zu 1 herleitet. Ihnen schließt 

sich das Gericht an. per Sachverständige ist als Kfz-:Sachverständiger fOr die vorliegende Begut­

achtung besonders qpalifiziert und dem Gericht.hinsichtlic~ seiner Tätigkeit als Sachverständiger 

. aus zahlreichen RecHtsstreitigkeiten als besonders fachkundig bekannt. · 

. Dass der Beklagte zu 1 den linken Fahrtrichtungsanzeiger dergestalt betätigte, dass dieser 

mehrmals blinkte, erJibt sich wie ausgeführt bereits aus dem Vortrag der Beklagten nicht. Allein · 

der Umstand, dass drr linke Fahrtrichtungsanzeiger einmal aufblinkte, führt unabhängig von der 

Frage, in welchem A: stand zur Unfallstelle dieser aufblinkte, nicht zum Vorliegen einer unklaren 

Verkehrslage. Ein ein aliges ~ufblinken des Fahrtrichtungsanzeigers durch den vorausfahrenden 

Fahrzeugführer wird er nachfolgende Fahrzeugführer regelmäßig so verstehen, dass dieser le­

diQiich versehentlich etätigt wurde. Ein Schluss aus dem einmaligen Aufblinken auf eine mögli-

. ehe Abbiegeabsicht es vorausfahrenden Fahrzeugführers ist schon deshalb nicht naheliegend, 

da di.e Betätigung de Fahrtrichtungsanzeigers regelmäßig mit einem für den Betätigenden deut­

lich hörbaren Geräus h verbunden ist. Pie theoretisch denkbare Möglichkeit, dass der vorausfah-

. rende Fahrzeugführe den Fahrtrichtungsanzeiger versehentlich nicht dauerhaft betätigte, obwohl 

dieser zeitnah einen bbiegevorgang durchzuführen beabsichtigt, ist daher eine für den nachfol­

genden Fahrzeugfüh e~ eher fernliegende. Dass er sich mit derartigen theoretischen Möglichkei­

ten nicht auselnande gesetzt hat, kann dem nachfolgenden Fahrzeugführer nicht mit der Folge 
. . 

vorgeworfen werden, dass er gegen eine Vorschrift der Straßenverk~hrsordnung verstoßen ha~. 

Der Verbotscharakte der Vorschrift spricht gerade für eine enge Auslegung und damit für das An­

setzen hoher Anforde ungen an die Annahme einer unklaren Verkehrslage. 
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Es kann offen bleiben, ob den Beklagten der Beweis der Behauptung gelungen ist, der Beklagte 

zu 1 habe sein FahrzJug vor dem Abbiegevorgang veriangsamt, da dieser Umstand allein mit den 

genannten Grundsätz~n für die Annahme einer unklaren Verkehrslage nicht ausreicht. . 
. . . I . . 

Zu anderen Verstößef tragen die Beklagten nicht vor. Insbesondere behaupten diese keine Über­

schreitung der zuläss·gen Höchstgeschwindigkeit durch den Zeugen  

Auf Seiten der Klägern ist daher lediglich die ~etriebsgefahr des klägerischen Fahrzeuges in die 

Abwägung einzustellen. 
. . I . 

I 

cc. 

Bei der gebotenen HJftungsabwägung im engeren Sinne ist eine Haftungsquote von 100 Prozent 

·.des. Beklagten zu 1 begenüber 0 Prozent der Klägerin anzunehmen. Die Betriebsgefahr des . 

Fahrzeugs der Kläge in tritt hinter den Verursachungsbeitrag des Beklagten zu 1 in Gestalt ·eines 

Verstoßes gegen § 9 Abs. 1. StVO zurück. Dies folgt aus der sich aus§ 9 Abs. 1 StVO ergeben-
. . 

den besonderen Sorpfaltspflicht (vgl. auch OLG Naumburg, NJW-RR ·2009, 744; KG, Urt. v. 

1.2.1999-12 U 8774/97, BeckRS 1999, 15996; KG, NZV 2006, 309;0LG.Nürnberg, NZV2003, 

89; OLG München, NJW 2015, 1892 = NZV 2016, 32; OLG Jena NJW-RR 2017, 605). Anhalts-
[ . . 

punkte, die Anlass gä · en, von dieser Wertung ausnahmsweise abzuweichen, fehlen vorliegend. 

c. 

Der Anspruch bestehr in Höhe von 100 Prozent des Betrages von 8.053, 14· EUR. Der Wiederbe­

schaffungsaufwand filr das klägerische Fahrzeug, an dem durch den Unfall ein Totalschaden ein­

trat, betrug unstreitig 21.596,64 EUR. Durch ein zur Ermittlung des unfallbedingt entstandenen 

Schadens am klägeri chen Fahrzeug eingeholtes Sachverständigengutachten sind der Klägerin 

. unstreitig Kosten von netto 2.530,00 EUR entstanden. Für die Abmeldung des klägerischen Fahr-
. . . 

zeugs entstanden de· Klägerin unstreitig Kosten in Höhe von 7,80 EUR. Zudem ist eine Unkos-

tenpauschale in Höh von 25,00 EUR zu berücksichtigen. Hieraus ergibt sich ein Betrag von ins­

gesamt 24.159,44 E R. Mit Schreiben vom 13.12.2017 undvom 24.10.2018 zahltedie Beklagte 

zu 2 unstreitig einen etrag für den Wiederbeschaffungsaufwand in Höhe von 14.397,76 EUR, ei- ' 

nen Betrag für entsta dene Sachverständigenkosten in Höhe von 1.686,67 EUR, einen Betrag für 

eine Unkostenpause . ale in Höhe von 16,67 EUR und ·eine'n Betrag für Abme.ldekosten in Höhe 

von 5,20 EUR und d mit insgesamt einen Betrag in Höhe von 16.106,30 EUR. Es verbleibt daher 

der zuerkannte Betra in Höhe von 8.053,14 EUR. 

2. 

I 
I 

' I 

I 



.... 

. I 
! 
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Der Anspruch des Kirgers gegen die Beklagte zu 2 auf Zahlung eines Betrags von 8.053,14 

EUR folgt aus den§ r 15Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WG, § 1 PfiVG, § 7 Abs. 1 StVG. 

I . . 3. 

Die Beklagten haften: gern. § 840 Abs. 1 ·BGB analog, § 115 Abs. 1 S. 4 WG dem Kläger als Ge-
l . 

samtschuldner. 
I 

I 
. I 

I 

I 

4. 

Der Anspruch auf Zattlung von Zinsen seit dem 08.03.2019 folgt aus den §§ 288; 291 BGB. 
. I . 

II . 

. Die Klage ist im Antr,g zu 2 begründet. . 

I . 

1. 

Der Anspruch des Klägers auf Erstattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten von netto 119,60 . 

EUR folgt" gegen deri Beklagten zu 1 aus § 7 Abs. 1 StVG, gege.n die Beklagte zu 2 aus § 115 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WS,·§ 1 PfiVG, § 7·Abs. 1 StVG. Die Beklagten haften gern.§ 840 Abs. 1 BGB 

analog, § 115 Abs. ~ S. 4 WG dem Kläger als Gesamtschuldner. Mit Anwaltsschreiben vom · 

08:11.2017 forderte die Klägerin die Beklagte zu 2 zur Zahlung eines Betrags von 24.156,64 EUR .· 

auf. Insoweit ergibt slich bei einer 1,3 Geschäftsgebühr ein Betrag von 1.060,40 EUR netto. Die 

Beklagte zu 2 zahlte[ VC?rgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von 924,80 EUR und 16,00 

EUR. Es verbleibt da~er der zuerkannte Betrag in Höhe von 119,60 EUR. 

2. 

Der Anspruch auf Za lung von Zinsen seit dem 08.03.2019 folgt aus den §§ 288, 291 BGB. 

B. 

l 

Die Entscheidung üb r die Kosten beruht auf§ 91 Abs. 1 ZPO . 

. Die Entscheidung üb r die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf§ 709 S. 1, 2 ZPO. 

I 
I 
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\(erkündet am 06.1 1~2019 

Nägele, · JOSekr'in 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

.. ' 


